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Einleitung

1. Der Wahlkampf 1912 . Mit der Verabſchiedung der Reichs⸗
finanzreform 1909 hatte eigentlich der Wahlkampf für die Neu⸗
wahlen 1912 eingeſetzt . Die Liberalen und Sozialdemokraten for⸗
derten ſchon damals die ſofortige Auflöſung des Reichstages ; aber
gerade dieſer „ſterbende Reichstag “ leiſtete noch hervorragende
Arbeit ( Reichsverſicherungsordnung , Privatbeamtenverſicherung
uſw. ) . Am 5. Dezember 1911 erſt wurde die Legislaturperiode
geſchloſſen , einige Tage darauf der Reichstag aufgelöſt , und die
Neuwahlen auf den 12 . Januar 1912 ausgeſchrieben . Der Vorſtand
der Zentrumsfraktion erließ alsbald folgenden

Wahlaufruf :
Die Neuwahlen zum Reichstag ſtehen bevor . Ihr Ausfall wird von

entſcheidender Bedeutung für die weitere Entwicklung der innerdeutſchen
Politik ſein .

Bei Beginn der abgelaufenen Legislaturperiode wurde der Verſuch
unternommen , unter Ausſchaltung des Zentrums , die Linke und Rechte des
Reichstags zu einer Mehrheit zu verbinden , in deren Händen die Entſcheidung
aller wichtigen politiſchen Fragen liegen ſollte .

Dieſer Verſuch ſcheiterte an ſeinem inneren Widerſpruch , die Aus⸗
ſchaltung des Zentrums hat ſich als unmöglich erwieſen .

Nur durch unſere Mitwirkung konnte im Jahre 1909 die dringend
notwendige Finanzreform zuſtande kommen .

Dieſe Reform hat dem Reich die Möglichkeit gegeben , ſeine Wehrhaftig⸗
keit zu Waſſer und zu Lande zu feſtigen und dadurch in kritiſchen Zeiten den
Frieden zu erhalten ; ſie hat die Finanzen des Reiches auf eine ſolide Grund⸗
lage geſtellt und dadurch die Hebung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe wirk⸗
ſam gefördert .

Seitdem ſind weitere wichtige Geſetze unter unſerer entſcheidenden Mit⸗
wirkung zuſtande gekommen .

Das große Werk der Reichsverſicherungsordnung iſt durch unſere Hilfe
glücklich vollendet und dadurch die alte Forderung des Zentrums nach Ein⸗
führung der Witwen - und Waiſenverſicherung verwirklicht worden .

Ebenſo iſt es, trotz großer Schwierigkeiten , gelungen , die Vorlage über
die Privatbeamtenverſicherung zu verabſchieden .

Das Beſtreben , unter Niederwerfung des Zentrums eine liberale Aera
herbeizuführen , iſt gleichwohl nicht aufgegeben ; jetzt ſoll dies durch Bildung
einer großen liberalen Geſamtpartei erreicht werden , wobei auch die Hilfe der



Sozialdemokratie nicht verſchmäht wird , obgleich die Beſtrebungen dieſer
Partei auf die Zerſtörung der Grundlage von Kirche , Staat und Geſellſchaft
gerichtet ſind .

Was der Sieg des Liberalismus bedeuten würde , brauchen wir nicht
erſt auseinanderzuſetzen .

Der große wirtſchaftliche Aufſchwung Deutſchlands begann , als Fürſt
Bismarck ſich von den Liberalen trennte und mit Unterſtützung des Zentrums
eine neue , auf den wirkſamen Schutz der nationalen Arbeit gerichtete Wirt⸗
ſchaftspolitik eröffnete .

Der Zolltarif vom Jahre 1902 und die auf ſeiner Grundlage ab⸗
geſchloſſenen Handelsverträge haben dieſen Aufſchwung mächtig gefördert ; für
die Landwirtſchaft eine Steigerung der Produktion und Beſſerung aller Ver⸗
hältniſſe , für Handel und Induſtrie die Sicherung des heimiſchen Marktes
und Erleichterung des ausländiſchen Abſatzes , für Handwerker und Arbeiter
lohnende Beſchäftigung ermöglicht .

Die Wiederkehr einer liberalen Aera würde eine Erſchütterung unſeres
jetzigen bewährten Wirtſchaftsſyſtems zur Folge haben .

Die Gefahr liegt um ſo näher , da die Erneuerung der im Jahre 1917
ablaufenden Handelsverträge zu den Aufgaben des kommenden Reichstages
gehört .

Aber noch höhere Güter ſtehen in Frage ; die Vorherrſchaft des Libera⸗
lismus in den ſiebziger Jahren hat uns den unſeligen Kulturkampf gebracht ,
deſſen Spuren heute noch nicht überwunden ſind . Die Ziele einer neuen Herr⸗
ſchaft des Liberalismus verrät der täglich wiederholte Kampfruf , der die
liberalen Parteien ſammeln ſoll — Kampf gegen Rom , Kampf gegen die
katholiſche Kirche , Kampf gegen jede Betätigung chriſtlicher Ueberzeugung .

Die Zentrumspartei ſteht feſt auf dem Boden der Reichsverfaſſung ;
unter Hochhaltung des föderativen Prinzips tritt ſie jederzeit für die Rechte
des Volkes und der Volksvertretung ein .

DDie ſeit langem erſtrebte Verfaſſung für Elſaß⸗Lothringen iſt in dieſem
Jahre erreicht , ebenſo ſind auf unſeren Antrag die Rechte des Reichstages

hinſichtlich der Kolonien und Schutzgebiete erweitert worden .
Weiſe Sparſamkeit auf allen Gebieten der Reichsverwaltung halten wir

für notwendig , die Ausgaben müſſen dauernd den vorhandenen Mitteln an⸗
gepaßt werden .

Die Zentrumspartei wird das moraliſche und materielle Wohl aller
Volksklaſſen , wie bisher , ſo auch künftig , nach Kräften zu fördern bemüht ſein .
Die Wohlfahrt des Ganzen kann nur in dem gerechten Ausgleich der ver⸗
ſchiedenen Intereſſen gefunden werden .

Unſere Beſtrebungen für Beſſerung der Verhältniſſe des gewerblichen
Mittelſtandes werden wir in den nächſten Jahren mit beſonderem Nachdruck

verfolgen .
Die wirtſchaftliche Bedeutung der deutſchen Schutzgebiete iſt im Wachſen ;höher aber noch ſteht uns die Gewinnung dieſer Länder für den chriſtlichenGlauben und die chriſtliche Kultur .

Wir ſind überzeugt , daß die Religion die Grundlage aller Völkergrößebildet , daß nur wahre Religioſität auf die Dauer die Bürgſchaft für Volks⸗
kraft und Volksgeſundheit in ſich ſchließt .

Alle Maßnahmen zum Schutze des religiös⸗ſittlichen Lebens werden
unſere eifrige Mitwirkung finden , alle gegenteiligen Beſtrebungen werden wir
bekämpfen . f 8 5

Dik geſchichtliche Entwicklung Deutſchlands hat zu einem Nebeneinander⸗
beſtehen großer chriſtlicher Gemeinſchaften geführt .

Das Wohl des Vaterlandes verlangt gebieteriſch ein friedliches Zu⸗ſammenleben der getrennten Konfeſſionen .



Aufs tiefſte beklagen wir die Erregung konfeſſioneller Leidenſchaften ,wie ſolche in letzter Zeit hervortraten ; wir lehnen unſererſeits eine Verant⸗wortung dafür ab.
Die Zentrumspartei hat nie etwas anderes gefordert , als die Freiheitdes religiöſen Lebens von ſtaatlicher Bevormundung und die volle ſtaats⸗bürgerliche Gleichberechtigung für die Angehörigen des katholiſchen Volksteiles .Dafür wird ſie auch in Zukunft eintreten , unbeirrt durch Verdächtigungenund Anfeindungen , von welcher Seite ſie auch kommen mögen .Im März dieſes Jahres konnte die Zentrumsfraktion des Reichstagesauf eine 40jährige Vergangenheit zurückblicken . Dankbar hat ſie an dieſemTage der Wählerſchaft gedacht , welche ihr während dieſer langen Zeit in zu⸗nehmendem Maße Vertrauen ' und Anhänglichkeit bewahrt und zum Aus⸗druck gebracht hat .
Zuverſichtlich bauen wir darauf , daß unſere treuen Wähler auch jetztwieder zu uns ſtehen . Möge kein Wahlberechtigter am Entſcheidungstagzurückbleiben !

Es gilt die höchſten Güter der menſchlichen Geſellſchaft , es handelt ſichum Erfüllung unſerer Pflicht gegen Gott und Vaterland !
Für Wahrheit , Recht und Freiheit !

Berlin , im Dezember 1911 .

Der Vorſtand der Zentrumsfraktion des Reichstags :r. Freiherr von Hertling , Dr . Schaedler , Dr . Spahn , Groeber , Fritzen ,r. Hitze , Glowatzki , Herold , Horn , Trimborn , Müller , Kohl , Speck ,Dr . Jaeger , Dr . Pichler , Fehrenbach , Vonderſcheer , Roeren .
Der geſamte Wahlkampf drehte ſich um den ſog . „ ſchwar ⸗

blauen Block “ ; Liberale und Sozialdemokraten ſtellten ſichdas gemeinſame Ziel , eine Mehrheit aus der Rechten und dem Zen⸗trum nicht wiederkehren zu laſſen . Ein willkommenes Agitations⸗mittel bildete hierbei die Reichsfinanzreform , obwohl gerade im
Dezember 1911 noch bekannt wurde , wie günſtig der Stand der
Reichsfinanzen iſt . Aber über neue Steuern läßt ſich bei den
Wahlen ſo bequem reden . Daneben zeigte ſich eine von liberaler
Seite ſtark betriebene konfeſſionelle Verhetzung ; die
Konſervativen ſuchte man in den proteſtantiſchen Gegenden zu ver⸗
dächtigen , weil ſie mit dem Zentrum eine Anzahl von guten Geſetzen
geſchaffen hatten ; gegen das Zentrum konnte man die alten Regiſter
ziehen . Nur einige Beiſpiele dieſer liberalen Friedensliebe .

Am 4. Januar 1912 fand in Haßloch in der Pfalz eine ſtark
beſuchte Verſammlung des Bundes der Landwirte ſtatt . Wie wir
dem Berichte der Pfälz . Ztg . ( Nr . 3 vom 4. Januar ) entnehmen ,nahm in dieſer Verſammlung auch der bisherige bündleriſche Land⸗
tagsabgeordnete Gutsbeſitzer Dr . Lehmann von Freinsheimdas Wort , um auf die Bildung des Großblocks in Bayern hin⸗
zuweiſen , zu dem auch die Mitglieder des Landwirtebundes ein⸗geladen waren . Der liberale Führer Dr . Caſſelmann , ſo
äußerte der bündleriſche Redner , hat mich einen tiefen Einblick tun
laſſen in die Auffaſſung , die er davon hat . Er ſagte , der kon⸗
feſſionelle Kampf geht mir gerade bei den Wahlen direkt gegen den
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Strich , aber wenn ſie ( die Bündler ) nicht mittun bei dieſem Bünd —

nis , das wir ihnen jetzt anbieten , das heißt , mit der Sozialdemo —
kratie jetzt gemeinſam vorzugehen , dann werden wir auch den kuror
protestanticus bei Ihren proteſtantiſchen
Bauern wieder wecken ! Ich kann ausſagen , daß ich ſehr
erſtaunt war , daß man mit ſolcher Offenheit ſo etwas , was wir

allerdings ſchon im voraus wußten , preisgibt .
Ein Flugblatt des nationalliberalen Wahlvereins Lötzen —

Angerburg , wo Konſérvative und Nationalliberale um das Man⸗

dat kämpften , begann mit den Worten :

„Evangeliſche Männer Maſurens , ſchon reckt das Zentrum ſeine Hand ,
um auch Euer Land dem römiſchen Papſte zu unterwerfen . Die nahen Wahl⸗
kreiſe Allenſtein⸗Köſſel und Braunsberg⸗Heilsberg ſind bereits ſeit Jahren
im Reichstage durch Zentrumsmänner vertreten , und in Sensburg⸗Ortelsburg
ringen Polen , Katholiken und Konſervative mit den Nationalliberalen um die
Siegespalme . Auch in unſerem Wahlkreiſe hat das Zentrum bereits in den
Wahlkampf eingegriffen . Zwar hat es, wie ſeine Vertreter in zwei Anzeigen
in den Blättern kundgetan haben , für die Aufſtellung eines Zählkandidaten
für diesmal Abſtand genommen , aber der Landtagsabgeordnete Erzprieſter
Romahn - Röſſel hat die Katholiken belehrt , daß ſie den konſervativen Kandi⸗
daten Franz zu wählen haben . “

Im zweiten badiſchen Reichstagswahlkreis Donaueſchingen
ſtanden ſich in der Stichwahl der Zentrumsabgeordnete Duffner
und der liberale Kandidat Dr . Rombach ( Altkatholik ) gegenüber .
Da erſchien vor der Stichwahl folgendes Flugblatt :

Aus dem zweiten badiſchen Reichstagswahlkreis .
Geſtern wurde in den evangeliſchen Dörfern unſeres Bezirks ein Wahl⸗

aufruf der „konſervativen Partei “ verbreitet . Darin heißt es : „ Der Kandidat
des liberalen Blocks , Herr Rechtsanwalt Rombach ſteht ſo weit links , daß ihn
kein konſervativer Mann wählen kann . Daß niemand , der ſich konſervativ
nennt , einem Sozialdemokraten ſeine Stimme geben darf , iſt ſelbſtverſtändlich . “

Und nun werden die konſervativ gerichteten Wähler vor die Wahl ge—
ſtellt , weiße Zettel abzugeben oder am Wahltage zu Hauſe zu bleiben , „ wenn
ſie nicht dem Kandidaten des Zentrums , Herrn Gutsbeſitzer Duffner - Furt⸗
wangen ihre Stimme geben wollen “ .

Woher dies Flugblatt ſtammt , ſagt uns ſein letzter Satz :
„Zahlreiche ( konſervative ) Freunde in St . Georgen werden Herrn

Duffner wählen . “
Wie können ſich evangeliſche deutſche Männer ſo weit vergeſſen , ihre

Glaubensgenoſſen zum Verrat an ihrer Kirche aufzufordern , weil ſie ſelber ,
die zahlreichen Freunde der konſervativen Sache in St . Georgen , verſprechen ,
am Wahltag ihrer Kirche einen Fauſtſchlag ins Geſicht zu gebenl !

Es iſt wahrlich nichts anderes , als gemeinſter Verrat , wenn evangeliſche
Männer dem Zentrumskandidaten ihre Stimme geben und noch andere dazu
verleiten wollen ! !

Ein weſentliches Ziel der Zentrumspolitik iſt das , für Aufhebung des
11 des Geſetzes vom 9. Oktober 1860 einzutreten , mit anderen Worten :

Das Zentrum will die Zulaſſung von Männerorden erwirken , es will zur
Unterſtützung und Förderung ſeiner Ziele die Jeſuiten ins Land laſſen !
Der Jeſuitenorden hat bekanntlich die Aufgabe , mit allen Mitteln die evan⸗
geliſche Kirche zu bekämpfen !



Und da fordern Männer in St . Georgen , die noch evangeliſch ſein wollen ,
ihre Glaubensgenoſſen auf , dem Zentrumskandidaten , der mit beiden Armen
die Jeſuiten an ſein Herz ſchließen wird , die Stimme zu geben !

Ihr evangeliſchen Männer unſeres Wahlbezirks !
Das dürfen wirnicht ! Das verbietetuns unſer Gewiſſen ,
unſere Anhänglichkeit an unſere teure evangeliſche
Kirche , unſere Liebe zum Vaterland !

Wir wollen unſere Ohren dem verräteriſchen Rufen der zahlreichen
Freunde in St . Georgen “ verſchließen , wir wollen unſere Stimme am
12. Januar dem Kandidaten der liberalen Partei geben : Herrn Dr . Rombach !

Der Tag der Hauptwahl brachte keine Entſcheidung ; nur
etwas mehr als die Hälfte aller Mandate wurden vergeben . Von 206
gewählten Abgeordneten entfielen auf : Zentrum 79, Sozialdemo⸗
kratie 64, Konſervative 27, Reichspartei 5, Wirtſchaftliche Ver⸗
einigung 3, Polen 14, Elſäſſer und kleine Gruppen 10 . Ganz ſchlecht
hatten die Liberalen abgeſchnitten ; die Nationalliberalen erhielten
nur 4 Mandate , die Volkspartei konnte überhaupt aus eigener
Kraft kein einziges Mandat erlangen . 121 Sozialdemokraten ſtanden
in den Stichwahlen . Um das Vordringen derſelben zu verhindern ,
hatte die Regierung nicht nur ſo gut wie nichts getan , ſondern durch
die drei Stichwahltermine vom 20 . , 22 . und 25 . Januar 1912 es
weſentlich erleichtert , daß ein Wahlabkommen mit dieſer Partei
geſchloſſen und durchgeführt werden konnte .

Die Wahlbeteiligung am 12 . Januar 1912 war eine ſehr leb⸗
hafte und ſtand mit 84,52 v. H. nur wenig ( 0,2 v. H. ) hinter der

Beteiligung von 1907 zurück . Von 14 442 000 Wahlberechtigten
ſtimmten 12 207000 Wähler ab ; es entfielen auf :

ZenHEiffinn 00

Konſerbatihee 1126000

Reichspärkteiiii 000
Andere rechtsſtehende Gruppen . . 424 000

Polen III . 8000

Elfaß Lotheinges 99000

Welfen 111
Nätionglliberxaltetet

Volksßäktttee
Sozialdemokkatie 909000

Ein Vergleich mit den Zahlen der Wahl von 1907 iſt nicht zu
ziehen ; damals unterſtützten ſich ſofort im erſten Wahlgange
Konſervative und Liberale ; diesmal verzichtete das Zentrum in
vielen ( 92) Kreiſen auf eigene Kandidaten zugunſten der Rechten .

Die politiſche und parlamentariſche Entſcheidung konnten erſt
die Stichwahlen bringen . Das Zentrum ſetzte den Kampf
gegen die Sozialdemokratie auf der ganzen Linie fort ; die Natio⸗
nalliberalen gaben ihre Parole von Bezirk zu Bezirk aus ; die

freiſinnige Volkspartei aber , welche noch kein einziges
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Mandat beſaß , ſchloß ein förmliches Wahlbündnis mit
der Sozialdemokratie . Der Inhalt desſelben iſt aus fol⸗
gendem Rundſchreiben erſichtlich :

Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands . Der Parteivorſtand .

Berlin , 17. Januar 1912 .

Werte Genoſſen !
Zwiſchen den Fortſchrittlern und uns haben Verhandlungen über die

gegenſeitige Unterſtützung bei den Stichwahlen ſtattgefunden . Nach dem Aus⸗
fall der Hauptwahlen ſind die Fortſchrittler von ihrem Standpunkt aus ineiner mißlichen Situation , und es beſtand die Gefahr , daß ſie Anſchluß nachrechts ſuchen und damit nicht nur die Zahl unſerer Mandate verringern ,ſondern auch das Ziel , den ſchwarz - blauen Block zu zertrümmern , vereitelnwürden . Unter dieſen Umſtänden erſchien es uns zweckmäßig , Verhandlungennicht abzulehnen . Dabei haben wir es entſchieden zurückgewieſen , irgend⸗eine Kandidatur zurückzuziehen , oder durch unſer Verhalten auch nur dorteine Kandidatur preiszugeben , wo wir aus eigener Kraft einen Sitz zu er⸗obern hoffen können , oder auch nur einen ehemaligen Beſitzſtand mit Erfolgkehaupten zu können glaubten . Wir haben ferner verlangt , daß bei demAbkommen volle Gegenſeitigkeit gewährleiſtet wird .

Die Fortſchrittler haben ſich verpflichtet , uns inden folgenden Wahlkreiſen zu unterſtützen :
Landkreis Danzig ; Weſtpriegnitz ; Ruppin⸗Templin ; Potsdam⸗Oſt⸗

havelland ; Zauch - Belzig ; Landsberg- Soldin ; Königsberg⸗Neumark ; Kott⸗
bus⸗Spremberg; Kalau⸗Luckau ; Ueckermünde - Uſedom ; Striegau⸗Schweidnitz;Grünberg⸗Freiſtadt; Sagan⸗Sprottau ; Landeshut⸗Jauer ; Rothenburg —Hoyerswerda ; Jerichow ; Bitterfeld ; Mansfeld ; Mühlhauſen- Langenſalza ;Bielefeld -Wiedenbrückz; Eſchwege - Schmalkalden ; Stadt Köln ; Elberfeld⸗
Barmen ; Düſſeldorf ; Heilbronn ; Gießen⸗Nidda ; Hagenow ; Güſtrow ; Jena ;Altenburg ; Straßburg⸗Land . ( 81. )

Dagegen haben wir außer der ſelbſtverſtändlichen Unterſtützung der
Fortſchrittler gemäß dem Jenager Parteitagsbeſchluß in denjenigen Wahl⸗kreiſen , in denen ſie mit uns in Stichwahl ſtehen , folgendes zugebilligt : Wirdämpfen den Wahlkampf in nachſtehenden Wahlkreiſen ,die wir dann , wenn die Fortſchrittler nach rechts Anſchluß nehmen würden ,nach unſerer Meinung nicht gewinnen können , nämlich :

Oberbarnim ; Liegnitz ; Schönau - Hirſchberg ; Flensburg⸗Apenrade ;Lauenburg; Merſeburg⸗Querfurt ; Hagen ; Dithmarſchen ; Calw ; Balingen ;Meiningen ; Schaumburg⸗Lippe ; Lippe⸗Detmold ; Oldenburg J und II ;Nordhauſen . ( 16. )
Die Erklärung der fortſchrittlichen Kandidaten zu unſeren Stichwahleniſt als ausreichend anzuſehen , wenn ſie dahin geht , daß die von uns geſtelltenBedingungen dem Programme der Fortſchritklichen Voltspartei entſprechen ,das der Kandidat als für ſich bindend erklärt . Die Zentralinſtanz der Fort⸗ſchrittlichen Volkspartei wird öffentlich dazu auffordern , daß ihre An⸗hänger unter keinen Umſtänden einem Konſervativen , einem Reichsparteiler ,einem Zentrumsmanne oder einem Mitgliede der Wirtſchaftlichen Vereinigungihre Stimme geben dürfen , daß es vielmehr die politiſche Notwendigkeit ge⸗biete , bei der Stichwahl mit aller Kraft auf die Zertrümmerung des ſchwarz⸗blauen Blocks hinzuwirken . Die Fortſchrittliche Volkspartei wird ferner ineinem vertraulichen Zirkular die lokalen Inſtanzen auffordern , für unsin den vorher zuerſt genannten Kreiſen einzutreten . Wir haben uns dagegenverpflichtet , in den vorher bezeichneten 16 Wahlkreiſen bis zur Stichwahl keineVerſammlung abzuhalten , kein Flugblatt zu verbreiten , keine Stimmzettelden Wählern zuzuſtellen , und am Wahltage ſelbſt keine Schlepperdienſte zu
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verrichten , wogegen es uns freiſteht , am Wahltage vor den WahllokalenStimmzettel zu verbreiten . Wir ſind überzeugt , daß dieſes Abkommen imParteiintereſſe und im allgemein - politiſchen Intereſſe gelegen iſt , und bitten
deshalb, die in Frage kommenden Kreiſe Ihres Bezirks ſofort zu informierenund für deſſen entſchiedene Durchführung unter allen Umſtänden einzutreten.

Mit Parteigruß !

Der Parteivorſtand . “
Dieſes Abkommen wurde in der ſozialdemokratiſchen Preſſenach ſeiner Bekanntgabe vielfach angefochten , aber der Parteivor⸗ſtand konnte zu ſeiner Rechtfertigung darauf hinweiſen , daß die

Volkspartei die zugeſagte Unterſtützung gewährt habe.
2. Die Fraktionen im Reichstage . Die offizielle Fraktionsliſte( 24. Februar 1912 ) weiſt zuzüglich der bisher ſtattgehabten

Nachwahlen folgenden Stand auf :
Zentrum 90 Mitglieder
Konſervative 1
Reichsßaktennn .

Wirtſchaftliche Vereinigung 8 5
einbatte 3 5
Poleeeea .

1
Elſaß Lothringe ; t ; t : 2

VVTA˙ 5 5
Nökionalliberalle 8
Volksparteeii .

5
Shszichldemokräte 10 5
Wilde , rechtsſtehend 8

liltksſtehend 3 5
Rechnet man nach dem Aufmarſch der Neuwahlen , ſo hat der

Linksblock insgeſamt 198 Stimmen , die anderen Parteien zuſammen
199 Stimmen . Der Linksblock beſitzt alſo keine abſolute Mehrheit ;
er iſt allerdings dadurch in einem Vorteil , daß er weniger Doppel⸗
mandate aufweiſt und daß die Linke in der Regel ſtärker beſetzt iſt
als die Rechte . Der ganze Wahlkampf hat ſomit die angeſtrebte
Linksentſcheidung nicht gebracht ; bei allen wichtigen Abſtimmungen
wird es auf Kraftproben ankommen , wie ſchon der kurze Seſſions⸗
abſchnitt zeigte .

3. Die Zentrumsfraktion im Reichstage . Während die Zen⸗
trumsfraktion am Ende der letzten Legislaturperiode 104 Mandate
beſeſſen hat , zählt ſie zurzeit 90 ; man kann aber nicht von einem
Verluſt von 14 Sitzen ſprechen , da 4 Abgeordnete aus den Reichs⸗
landen heute nicht mehr der Fraktion angehören ; infolge der An⸗
nahme der reichsländiſchen Verfaſſung iſt kein einziger reichs⸗
ländiſcher Abgeordneter dem Zentrum beigetreten . Bei den letzten



Wahlen hat das Zentrum zwei Mandate gewonnen : St . Wendel —
Ottweiler und Gleiwitz ; es verlor dagegen folgende 11 Sitze :
Reichenbach - Neurode , Hamm- Soeſt , Göttingen - Duderſtadt ( der
welfiſche Abg . Götz von Olenhuſen war ſeit 1884 Hoſpitant des

Zentrums ) , Osnabrück , Düſſeldorf , Köln , Würzburg , Pfarrkirchen , 0
Deggendorf , Immenſtadt , St . Ingbert , Freiburg , Offenburg . Der

Bodenſeekreis Konſtanz , der bei einer Nachwahl im Oktober 1911
verloren ging , wurde wieder erobert ; Bingen mußte infolge Kom —

promiſſes an die Rechtsnationalliberalen abgetreten werden . Die

Zentrumsfraktion zählt heute folgende Mitglieder :

Angerpointner , Privatier , zu Untertaching ( Oberbayern ) Telegr . Waging ,
0

Oberbayern ] (8. Oberbayern ) .
9Aſtor , Kaufmann , zu Berncaſtel - Cues (2. Trier ) .

Baumann , Oekonomierat , Bürgermeiſter , Weingutsbeſitzer , zu Dettelbach
( Main ) (2. Unterfranken ) . 5

Becker ( Arnsberg ) , Schriftſteller , zu Steglitz , Althoffſtraße 14 (2. Arnsberg ) .
Dr. Bell , Rechtsanwalt und Notar , zu Eſſen ( Ruhr ) , Akazienallee 9 (7. Düſſel⸗ ‚dorf ) . b
Dr. Belzer , Amtsgerichtsrat , zu Sigmaringen ( Sigmaringen ) .
Birkenmayer , Landgerichtsdirektor , zu Waldshut ( Baden ) (3. Baden ) . 1
Bolz , Gerichtsaſſeſſor , zu Stuttgart ( 13. Württemberg ) .

Chryſant , Bäckermeiſter , zu Bonn (9. Düſſeldorf ) .

Dr. Dahlem ( Montabaur ) , Juſtizrat , Rechtsanwalt und Notar , zu Niederlahn —
ſtein (3. Wiesbaden ) .

Diez ( Konſtanz ) , Landwirt , Spediteur , zu Radolfzell ( Bz. Konſtanz ) (1. Baden ) .
Duffner , Gutsbeſitzer , Hauptmann der Landwehr⸗Jäger l. A. , zu Furtwangen

(2. Baden ) .

Engelen , Amtsgerichtsrat , zu Osnabrück (3. Hannover ) .
Erzberger , 8 zu Berlin W. 15, Ludwigskirchplatz 10 ( 16. Württem⸗

berg ) .

Dr . Faßbender , Profeſſor , Dozent , zu Südende , Anhalter Straße 7 (3. Köln ) ⸗
Fehrenbach , Stadtrat , Rechtsanwalt , zu Freiburg ( Breisgau ) (6. Baden ) .
Dr . iloe f 110 des Stempel - und Erbſchafts⸗

ueramts, zu Düſſeldorf (1. Aachen ) .
Frerker , Bäckermeiſter , zu Rheine ( Weſtfalen ) (4. Münſter ) .

Graf v. Galen , Erbkämmerer , Fideikommißbeſitzer , zu Haus Aſſen , Poſt Lipp⸗
borg ( Kr. Beckum ) (3. Oldenburg ) .

Gerlach , Geh . Medizinalrat , zu Münſter (1. Münſter ) .
Hauptredakteur , zu Würzburg , Marttplatz (1. Unter⸗

franken ) .
Giesberts , Arbeiterſekretär , zu München - Gladbach , Barbaroſſaſtraße 15

(5. Düſſeldorf ) .
Glowatzki , Fürſtbiſchöfl . Kommiſſarius , Erzprieſter und Pfarrer , zu Wyſſoka ,Poſt Leſchnitz ( Oberſchl . ) (3. Oppeln ) .
Gröber , Landgerichtsdirektor , zu Heilbronn ( Neckar ) ( 15. Württemberg ) .

Haeusler, Generalmajor 3. D. , zu München , Sonnenſtraße 7 (4. Unterfranken ) .Hartrath , Weingutsbeſitzer und Kaufmann , zu Trier (3. Trier ) .
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Hebel , Pfarrer , zu Wiedergeltingen ( Schwaben ) (4. Schwaben ) .
Herold , Landesökonomierat , Gutsbeſitzer , zu Haus Lövelinkloe , Poſt Münſter

( Veſtfalen ) (1. Münſter ) .
Dr . Hitze, ö. o. Univerſitätsprofeſſor , Apoſtol . Protonotar , zu Münſter ( Weſt⸗

falen ) , Bahnhofſtraße 50 ( 10. Düſſeldorfh .
Horn ( Neiſſe ) , Fürſtbiſchöflicher Stiftsrat , Syndikus , zu Neiſſe ( 12. Oppeln ) .
Hubrich ( Falkenberg ) , Rentier , zu Neiſſe , Kochſtraße 3 ( 11. Oppeln ) .

Irl ( Erding ) , Malermeiſter , zu Erding ( Oberbayern ) (5. Oberbayern ) .Dr . Jaeger , Buchdruckereibeſitzer , Verleger , Schriftſteller , zu Speyer ( Pfalz )
(3. Schwaben ) .

Freiherr v. Kerckerinck zur Borg , Rittergutsbeſitzer , zu Haus Borg , PoſtRinkerode ( Kr. Münſter , Weſtf . ) (5. Minden ) .
Kloſe , Grundbeſitzer , zu Loewitz ( Sberſchl . ) (9. Oppeln ) .
Kohl , Geiſtlicher Rat , Domkapfitular , zu Eichſtätt ( Mittelfr . ) (3. Oberpfalz ) .
Koßmann , Arbeiterſekretär , zu Neunkirchen ( Saar ) (6. Trier ) .

( gohlen Fabritbeſitzer , zu Niederbieber⸗Segendorf ( Kr. Neuwied )2. Koblenzz ) .
Krix ( Allenſtein ) , Pfarrer , zu Großlemkendorf ( Oſtpr . ) (9. Königsberg ) .
Kuckhoff ( Köln ) , Oberlehrer , zu Eſſen ( Ruhr ) (2. Köln ) .

Dr . Lender , Geiſtlicher Rat , Prälat , Erzprieſter , Dekan und Pfarrer , zu Sas⸗
bach ( Amt Achern ) (8. Baden ) .

Leſer , 911 10
Pfarrer , zu Neuhauſen a. d. Fildern ( Neckarkreis ) ( 17. Würt⸗

temberg ) .
Fürſt zu Löwenſtein⸗Wertheim⸗Roſenberg , Erblicher Reichsrat der Krone

Bayern , Erbliches Mitglied der Erſten Kammern von Württemberg ,Baden und Heſſen , zu Kleinheubach ( Unterfr . ) ( I . Trier ) .

Freiherr v. Malſen⸗Waldkirch , Kämmerer , Fideikommißbeſitzer , Oberleutnant
der Landwehr⸗Kavallerie a. D. zu Schermau ( Poſt Dingolfing ) und
München , Schönfeldſtraße 7 (J. Niederbayern ) .

Dr . Marcour , Chefredakteur , zu Koblenz (8. Düſſeldorf ) .
Marx , Oberlandesgerichtsrat , zu Düſſeldorf (6. Köln ) .
Dr . Matzinger , Gymnaſialprofeſſor , zu München , Schönfeldſtraße 3 (3. Nieder⸗

bayern ) .
Dr . Mayer ( Kaufbeuren ) , Rechtsanwalt , zu München , Karlsplatz 10, und Leſſy ,

Poſt Moulins ( Kr. Metz ) (5. Schwaben ) .
Müller ( Fulda ) , Fabrikbeſitzer , zu Fulda (7. Kaſſel ) .

Nacken , Kaufmann , beigeordneter Bürgermeiſter , Oberleutnant a. D. , zu Eſch⸗
weiler (2. Aachen ) .

Pauly ( Cochem ) , Kaufmann und Weingutsbeſitzer , zu Cochem (6. Koblenz ) .Dr. Pfeiffer , Königlicher Bibliothekar der Hof⸗ und Staatsbibliothek , zu
München , Türkenſtraße 98 (4. Oberfranken) .

Dr . Pfleger , Rechtsanwalt , zu Weiden (5. Oberpfalz ) .
Dr . Pieper , Generaldirektor des Volksvereins für das katholiſche Deutſchland ,

Päpſtlicher Hausprälat , zu München - Gladbach , Staufenſtraße 23
( 11. Düſſeldorf ) .

Ponſchab , Guts⸗ und Brauereibeſitzer , zu Ingolſtadt (4. Oberbayern ) .
Poppe , Pfarrer , zu Mengelrode , Poſt Heiligenſtadt ( Eichsfeld ) (3. Erfurt ) .
Graf Praſchma , Herrſchaftsbeſitzer , Rittmeiſter der Reſerve , zu Rogau , Poſt

Graaſe ( Oberſchl . ) ( 13. Breslau ) .



Dr. Preuß , Gymnaſialdirektor , zu Braunsberg (6. Königsberg ) .Pütz , Geiſtlicher Rat , Dekan und Stadtpfarrer , zu Wemding ( Schwaben )
(2. Schwaben ) .

Ranner , Oekonom , zu Aßlkofen , Poſt Ebersberg (Oberbayern) (7. Oberbayern ) .
Richter , Steueroberkontrolleur , zu Landau ( Pfalz ) (3. Pfalz ) .
Roeren , Geheimer Juſtizrat , Oberlandesgerichtsrat a. D. , zu Köln⸗Lindenthal ,

Thereſienſtraße 45 (4. Trier ) . ( Am 12. April 1912 niedergelegt . )

Fürſt und Altgraf zu Salm⸗Reifferſcheidt⸗Krautheim und Dyck, Standesherrund Majoratsherr , Erbliches Mitglied des Herrenhauſes , Major à lasuite der Armee , zu Schloß Dyck (4. Aachen ) .
Graf von und zu Sandizell , Kämmerer , Erblicher Reichsrat der Krone Bayern ,Fideikommißbeſitzer , zu Sandizell und München , Eliſabethſtraße 26

(3. Oberbayern ) .
Sapletta , Stadtrat , Grundbeſitzer , zu Ratibor (8. Oppeln ) .Dr . v. Savigny , Geheimer Regierungsrat , Landrat , zu Büren (Veſtfalen)(4. Minden ) .
Dr . Schaedler , Geiſtlicher Rat , Domdechant , Päpſtlicher Hausprälat , zu Bam⸗

berg (5. Oberfranken ) .
Schedlbauer , Realitätenbeſitzer , zu Prackenbach ( Niederbayern ) (5. Nieder⸗

bayern ) .
Schiffer ( Borken ) , Ausſchußvorſitzender des Geſamtverbandes der chriſtlichenGewerkſchaften Deutſchlands und Vorſitzender des Zentralverbandes

chriſtlicher Textilarbeiter Deutſchlands , zu Düſſeldorf (3. Münſter ) .Schirmer , Redakteur , zu Paſing (4. Oberpfalz) .
Schwarz ( Schweinfurt ) , Arbeiterſekretär , zu Schweinfurt 6 . Unterfranken ) .Schwarze ( Lippſtadt ) , Amtsgerichtsrat , zu Rüthen (8. Arnsberg ) .Sir ( Amberg ) , Kaufmann , Bürgermeiſter , zu Wernberg ( Oberpfalz ) (2. Ober⸗falpfalz ) .
Sittart , Lehrer , zu Aachen (8. Aachen ) .
Dr . Spahn , Wirklicher Geheimer Ober⸗Juſtizrat , Oberlandesgerichtspräſident ,zu Frankfurt ( Main ) (4. Köln ) .
Speck , Oberregierungsrat , zu München , Skellſtraße 5 (4. Mittelfranken ) .Sperlich , Geheimer Ober⸗Juſtizrat , Landgerichtspräfident a. D. , zu Schweidnitz( 12. Breslau ) .

e we ſe⸗ Landwirt , zu Karsbach , Poſt Gößenheim (8. Unter⸗ranken ) .
Steindl , Privatier , zu Abensberg ( Niederbayern ) (6. Niederbayern ) .Strzoda , Bauerngutsbeſitzer , zu Deutſch Müllmen ( 10. Oppeln) .Stupp , Landgerichtsrat , zu Düſſeldorf (5. Aachen ) .

Freiherr v. Thüneſeld , Kämmerer , Gutsbeſitzer , zu Augsburg , Philippine⸗Welſer⸗Straße , und Schmiechen , Poſt Mering ( Oberbayern ) (6. Ober⸗bayern ) .
Dr . Trendel Amtsrichter , zu Regensburg (1. Oberpfalz) .Trimborn , Juſtizrat , zu Köln 68. Köln ) .

Wallenborn , Privatmann , zu Remagen ( Rheinland ) (5. Koblenzz ).Warlo , Stadtrat , Oberlandmeſſer , zu Gleiwitz ( Oberſchl . ) (4. Oppeln ) .
h 6510 beim Oberlandesgericht , zu Hamm ( Weſtfalen )3. Koblenz ) .

Wörle , Oberlehrer , zu Augsburg (1. Schwaben ) .

Dr. Am Zehnhoff , Geheimer Juſtizrat , Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht,zu Düſſeldorf , Stephanienſtraße 27 ( 18. Düſſeldorf ).Dr. Zehnter , Landgerichtspräſident , zu Heidelberg ( 14. Baden ) .



Kaum war die Fraktion am 7. Februar 1912 zuſammen⸗getreten , als ſie ſofort ſich konſtituierte . Der Vorſtand derFraktion wurde wiedergewählt ; neu in denſelben wurden gewähltdie Abgeordneten Erzberger und Giesberts , ſo daß der Geſamt⸗vorſtand derzeit beſteht aus den Abgeordneten : Dr . Spahn ,Dr . Schädler , Gröber , Erzberger , Fehrenbach , Giesberts ,Glowatzki , Herold , Dr . Hitze , Horn (Neiſſe ) , Dr . Jaeger , Müller —
Fulda , Speck und Trimborn . In die Tage der Wahl des Geſamt⸗vorſtandes fiel die Berufung des ſeitherigen erſten Fraktionsvor⸗
ſitzenden , Dr . Freiherrn v. Hertlin 9 , zum bayeriſchen Miniſter⸗präſidenten ; die Fraktion hatte ihn eben wieder einſtimmig zuihrem Vorſitzenden gewählt . So ehrend für die Fraktion dieſe in
der Geſchichte des Reichstags einzig daſtehende Berufung war und
iſt , ſo ſah man doch den bewährten und verehrten erſten
Vorſitzenden nur höchſt ungern ſcheiden . Unmittelbar vor dem Be —
ginn der Oſterferien wurde der bisherige dritte Vorſitzende , Ab⸗
geordneter Dr . Spahn , zum Vorſitzenden der Fraktion gewählt ,und zwar einſtimmig per Akklamation . Der zweite Vorſitzende ,
Abgeordneter Dr . Schädler , war es , der dieſe Wahl vorſchlug , mit
dem Bemerken , daß ſeine Perſon ein für allemal bei dieſer Wahl
auszuſcheiden habe . Im Anſchluß an dieſe Konſtituierung der
Zentrumsfraktion ſei hier eingefügt die

Satzung

der

Deutſchen Zentrumspartei .

Beſchloſſen am 18. November 1911 zu Berlin .

§ 15
Die Organiſation der Deutſchen Zentrumspartei für die Behandlungder Angelegenheiten des Reiches umfaßt :

1. die Wahlkreisausſchüſſe in den Reichstagswahlkreiſen ;2. die Landesausſchüſſe in den Bundesſtaaten ;
3. den Reichsausſchuß .

8§2.
Ueber die Behandlung der Angelegenheiten der einzelnen Bundesſtaatenoder Provinzen , Gemeinden oder Gemeindeverbände , ſowie über die Geſtal⸗

tung der hierfür beſtimmten Parteiorgane entſcheiden die Parteimitgliederdieſer Wirkungskreiſe unabhängig von den Reichsorganen der Partei .

8 3
In jedem Reichstagswahlkreis iſt , wenn irgend möglich , ein Wahl⸗

kreisausſchuß der Partei zu bilden .

§ 4.
Die von den Parteimitgliedern eines Bundesſtaates für die Angelegen⸗heiten dieſes Landes geſchaffene Zentralorganiſation der Partei bildet zugleichden Landesausſchuß der Partei für die Angelegenheiten des Reiches in

dieſem Bundesſtaat .



88

Dem Reichsausſchuß der Partei ſteht die oberſte Leitung der Partei
in Angelegenheiten des Reiches , insbeſondere die Feſtſtellung der Parteiſatzung
und des Parteiprogramms , zu.

5.

§ 6.

Den Reichsausſchuß der Partei bilden :
1. die Mitglieder des Vorſtandes der Zentrumsfraktion des Reichs⸗

tags ; 5
2. die Mitglieder der Vorſtände der Zentrumsfraktionen der Landtage

von Preußen , Bayern , Baden , Württemberg , Heſſen und Olden —

burg ;
3. die Erſten Vorſitzenden der Landesausſchüſſe der Zentrumspartei

von Preußen , Bayern , Baden , Württemberg , Heſſen, Oldenburg
und Sachſen , ſowie weitere , von den Landesausſchüſſen aus ihrer
Mitte gewählte Mitglieder , deren Zahl für Preußen 13, Bayern 6,
Baden 2, Württemberg 1, Heſſen 1 und Oldenburg 1 beträgt .
Die Erſten Vorſitzenden ſind berechtigt , ſich durch ein anderes ,
von ihnen zu beſtimmendes Mitglied ihres Landesausſchuſſes ver⸗
treten zu laſſen . Soweit die Erſten Vorſitzenden ſchon nach Ziffer 1
oder 2 dem Reichsausſchuß angehören , iſt an ihrer Stelle vom
Landesausſchuß ein weiteres Mitglied aus ſeiner Mitte zu wählen .

Durch Beiwahl des Reichsausſchuſſes können außerdem bis zu 20 Mit⸗
glieder , insbeſondere aus den Vertretern der Parteipreſſe und der größeren
Verbände , welche für das Gebiet des Reichs eine hervorragende Bedeutung
haben , in den Reichsausſchuß berufen werden .

5

Das Amt der Mitglieder des Reichsausſchuſſes dauert
in den Fällen des Abſatzes 1 des §S 6 bis zur Vornahme der Neu⸗

wahl zum entſprechenden Parteiamt in Fraktion oder Landes⸗
ausſchuß ,

in den Fällen des Abſatzes 2 des § 6 bis zur erſten , innerhalb der
Legislaturperiode des Reichstags erfolgenden Neuwahl des Vor —
ſtands der Zentrumsfraktion des Reichstags .

88 .
Die Vorbereitung und die Ausführung der Beſchlüſſe des Reichs —

ausſchuſſes iſt Sache ſeines Vorſtandes .

ν⏑ 9.

Der Vorſtand des Reichsausſchuſſes beſteht aus 17 Mit⸗
gliedern .

Der Erſte Vorſitzende der Zentrumsfraktion des Reichstags iſt zugleich
Erſter Vorſitzender des Vorſtands des Reichsausſchuſſes . Der Reichsausſchuß
wählt einen erſten und einen zweiten Stellvertreter des Erſten Vorſitzenden ,
ſowie die übrigen Mitglieder des Vorſtands .

Der Vorſtand ſetzt einen geſchäftsführenden Ausſchuß ein .

§ 10
Dor Poiche Sſehit 5 5 f 60 f

5 Der Reichsausſchuß und ſein Vorſtand treten auf Einberufung des Vor⸗
ſitzenden des Vorſtandes und unter ſeinem Vorſitz zuſammen . Der Reichs⸗
ausſchuß ſoll in der Regel jährlich einmal einberuͤfen werden ; mit dem Ort
der Verſammlung ſoll gewechſelt werden .



Die Einheryuf 75 Fofge 1 Jj 1 Teichs 6 1h ggechen nes eeen deg Arned
115 Pe 0 ausſchuſſes, eim Vorſtand von mindeſtens

851 5 ſtand unter Angabe des Zweckes verlangt wird .Die Einladungen erfolgen ſchriftlich , unter Bezeichnung des Zweckes .

An den Arbeiten des Reichstages hat ſich die Fraktion rührigund vielfach in entſcheidender Weiſe beteiligt .
3 8dDer Budgetkommif ſion gehören an : Erzberger ,

Schriftführer , Fehrenbach , Gröbe r, Müller ( Fulda ) ,Nacken , Dr . Schaedle r „ Dr . Spahn , Vorſitzender , Speck .
ar * 9 1— 8VDer Petitionskommiſſion : Bolz , Giesberts ,Jel (Erding) , Dr . Marcour , Dr Trende „ Wallen⸗

born , Stellvertreter des Vorſitzenden.

8
r Wah lprüfungsk ommiſſion : Marx , Dr .

Pf leger , Schriftführer , Graf Praſchma , Schw ' ar z e
( Lippſtadt ) .

De

Der Geſchäftsordnungskommiſſion : Enge⸗
len , Schriftführer , Gröber , Ko hl , Roeren ( ſpäter Bel ) .

8
Der Re chnungskommiſſion : Horn ( Neiſſe ) ,

Richter ( Schriftführer ) , Schwar z e (Lippſtadt ) .
Der Staatsangehörigkeitskommiſſion :

Be cker (Arnsberg) , Schriftführer , Dr . Bel 6 Dr Ferderg ,
Wellſtein , Dr . Am Zehnhoff , Dr . Zehnter

Der Branntweinſteuerkommiſſion : ensl
Krings ( Neuwied ) ( ſpäter Wallenborn ) , Müller ( Fulda )
( päter Speck ) , Richter , Graf von und zu Sandizell ,
Schriftführer , Sperlich , Dr . Zehnter , Vorſitzender .

Von wichtigen Referaten hatte das Zentrum folgende : a) in
der Budgetkommiſſion der Abg . Erzberger : Die allgemeine Finanz⸗
verwaltung , den Hauptetat , Penſionsfonds , Reichsſchuld , Militär⸗
etat und Militärvorlage ; Frhr . von Thünefeld : Marineetat und
Flottenvorlage ; Abg . Richter hatte das Referat zum neuen
Branntweinſteuergeſetz , Abg . Gröber referierte über die Aende⸗
rung der Geſchäftsordnung , Abg . Dr . Jäger über die Beſchlüſſe
der Wohnungskommiſſion . Alle Geſetze , die zuſtande gekommen
ſind , verdanken dies der hervorragenden Mitarbeit des Zentrums .

Die Stellung des Zentrums im neuen Reichstage iſt eine un⸗
gemein verantwortungsvolle . Es kann in der Oppoſition jederzeit
mit den Sozialdemokraten eine Mehrheit bilden ; es kann auch eine
ſolche mit der Rechten und den Nationalliberalen bilden . Dieſe
alte Zolltarifmehrheit wäre bei der heutigen Zuſammenſetzung des

Reichstages die gegebene Arbeitsmehrheit . Mit der Rechten allein



kann das Zentrum keine Mehrheit mehr bilden , ohne daß die Polen
mitſtimmen , und auch dann hängt gar alles vom Zufall ab . Dieſer
Situation muß das Zentrum Rechnung tragen . Wenn es dies tut ,
kann man nicht von einer „ Linksſchwenkung “ ſprechen , ſo wenig
man 1909 von einer „ Rechtsſchwenkung “ reden durfte . Das Zen —
trum will praktiſche Politik treiben und muß ſich die Mehrheit ſtets
erſt ſuchen , um die Intereſſen des Volkes nicht notleiden zu laſſen .

4. Thronrede . Die Thronrede zur Eröffnung des Reichstags⸗
hat folgenden Wortlaut :

Geehrte Herren !

Im Namen der verbündeten Regierungen heiße Ich den neugewählten
Reichstag willkommen .

Das feſte Gefüge des Reichs und ſtaatlicher Ordnung unverſehrt zu
erhalten , die Wohlfahrt des Volkes in allen ſeinen Schichten und Ständen
zu mehren , die Stärke und das Anſehen der Nation zu wahren und zu er⸗
höhen , iſt das Ziel Meines Handelns . In ihm weiß Ich Mich mit Meinen
hohen Verbündeten eins , und Ich lebe der Ueberzeugung , daß auch Sie als
die erwählten Vertreter der Nation Ihre beſten Kräfte an die gemeinſame
Arbeit ſetzen werden .

Seit einem Menſchenalter nimmt die ſoziale Fürſorge in der
Reichsgeſetzgebung einen hervorragenden Platz ein . Noch in der letzten Tagung
des vorigen Reichstages ſind die Wohltaten der Verſicherung auf weite Kreiſe
der Bevölkerung ausgedehnt worden . Derſelbe ſoziale Geiſt , aus dem dies
Werk hervorgegangen iſt , muß auch fernerhin walten . Denn die Entwicklung
ſteht nicht ſtill .

Die Finanzen des Reiches haben feſten Halt gewonnen . Auf
der Grundlage beſtimmt bemeſſener Matrikularbeiträge iſt es gelungen , das
Gleichgewicht des Reichshaushalts herzuſtellen und mit Hilfe der Ueberſchüſſe ,
die ſich ergeben haben , den außerordentlichen Etat zu entlaſten . Durch Feſt⸗
halten an den bisherigen ſtrengen Grundſätzen wird das Reich binnen kurzem
zu einer vollſtändigen Geſundung ſeiner Finanzen gelangen .

Mit Befriedigung erfüllt Mich der Gedanke , welch hohe Leiſtungen der
freie Unternehmungsgeiſt in Induſtrie und Gewerbe , Handel und Verkehr voll⸗
bracht hat , und wie bei ſteigender Vervollkommnung ihrer Technik die Land⸗
wirtſchaft allmählich wieder emporgeblüht iſt . Angeſichts dieſer glücklichen
Fortſchritte werden die verbündeten Regierungen die Grundlagen
unſerer Zollpolitik auch künftig bei Vorbereitung und Abſchluß neuer
Handelsverträge nicht verlaſſen .

Der Stärkung des Deutſchtums im Ausland wird ein Ihnen
alsbald zugehender Entwurf dienen , der die Reichs⸗ und Staatsangehörigkeit
neu in der Weiſe geregelt , daß es den deutſchen Landsleuten draußen erleichtert
wird , Reichsangehörige zu bleiben oder die verlorene Reichsangehörigkeit
wieder zu erwerben .

Das Gedeihen unſerer Werke des Friedens daheim und über See hängt
davon ab, daß das Reich mächtig genug bleibt , um ſeine nationale Ehre ,
ſeinen Beſitz und ſeine berechtigten Intereſſen in der Welt jederzeit zu
wahren und zu vertreten . Deshalb iſt Meine beſtändige Pflicht und Sorge ,die Wehrkraft des deutſchen Volkes , dem es an waffenfähiger
junger Mannſchaft nicht gebricht , zu Lande und zu Waſſer zu erhalten und
zu ſtärken . Geſetzentwürfe, die dieſen Zweck verfolgen , ſind in Vorbereitung
und werden Ihnen mit Vorſchlägen über die Deckung der Mehrkoſten zugehen .

◻ρ˖˙
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Helfen Sie , geehrte Herren , dieſe hohe Aufgabe erfüllen , ſo werden Siedem Vaterlande einen großen Dienſt erweiſen .Von unſerer Bereitwilligkeit , internationale Streitpunkte gütlich zu er⸗ledigen , wo immer es der Würde und den Intereſſen Deutſchlands entſpricht ,haben wir durch den Abſchluß der Vereinbarungen mit Frankreich einenneuen Beweis gegeben . Neben der Pflege unſerer Bündniſſe mit der Oeſter⸗reichiſch⸗-Ungariſchen Monarchie und dem Königreich Italien bleibt MeinePolitit darauf gerichtet , mit allen Mächten freundliche B eziehungenauf der Baſis gegenſeitiger Achtung und guten Willens zu unterhalten .Im Vertrauen auf die geſunde Kraft des deutſchen Volkes blicke Ichmit Zuverſicht , und auf Gottes gnädigen Beiſtand bauend , über die Kämpfedes Tages hinweg in die Zukunft des Reichs . — So entbiete Ich Ihnen , geehrteHerren , zum Beginn einer neuen Legislaturperiode Meinen Gruß in derHoffnung , daß Ihre Tätigkeit dem Volke und dem Lande zum Heile ge⸗reichen werdel

Eine Adreſſe auf die Thronrede wurde von keiner Seite an —
geregt . In der Generaldebatte zum Etat gab der Reichstag dieAntwort .

5. Die Präſidentenwahl . Es war wohl die ſchwierigſte Präſi⸗dentenwahl , welche der Reichstag im Februar vorzunehmen hatte ,und ſie endigte mit einer politiſchen Abnormität ; eine Fraktion ,welche bei der Hauptwahl kein einziges Mandat erzielte , erhieltden Präſidenten und den zweiten Vizepräſidenten , die National⸗
liberalen dagegen den erſten Vizepräſidenten . Die drei ſtärkſtenFraktionen ( Sozialdemokratie , Zentrum und Konſervative ) ſind im
Präſidium gar nicht vertreten “ Wie kam dies ? Die National⸗
liberalen ſtellten die Forderung auf , daß ſie den erſten Präſidenten
zu erhalten hätten und daß kein rechtsſtehender Abgeordneter im
Präſidium ſitzen dürfe . Das Zentrum konnte ſich auf ſolche Zu⸗
mutungen nicht einlaſſen ; es ſchlug u. a. vier Präſidenten vor ,beharrte aber darauf , daß jeder Präſident alle Verpflichtungenſeines Amtes zu übernehmen habe . Dies wollten die Sozialdemo⸗kraten nicht ; ſie forderten für ſich eine Sonderſtellung , ein Vorzugs⸗recht , und ſo ſcheiterte jede Verſtändigung . Es mußte alſo ein
harter Wahlkampf entſtehen . Am 9. Februar 1912 fand endlichdie Wahl ſtatt . Bei der Wahl des Präſidenten erhielten Stimmen :

a) im erſten Wahlgange : Dr . Spahn 185 , Bebel 110 , Prinz
zu Schönaich - Carolath 85,

b) im zweiten Wahlgange : Dr . Spahn 186 , Bebel 114 , Prinz
zu Schönaich - Carolath 85 .

o) im dritten Wahlgange : Dr . Spahn 196 , Bebel 175 .

Bebel hatte alſo die Stimmen der eigenen Partei , 41 der Volks —
partei und 24 nationalliberale Stimmen erhalten , 13 National⸗
liberale enthielten ſich der Stimme und 11 wählten Dr . Spahn .
Dieſer nahm die Wahl an . Bei der nun folgenden Wahl des erſten
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Vizepräſidenten erhielt der Sozialdemokrat Scheidemann 188

Stimmen , der Konſervative Dietrich 174 Stimmen ; erſterer war

gewählt vom Lintsbloc und nahm gleichfalls an . Zum zweiten
Vizepräſidenten wurde dann mit 275 Stimmen ( 95 Zettel der

Rechten waren ungültig ) der nationalliberale Abg . Paaſche ge⸗

wählt , der auch annahm . Aber dieſes Präſidium dauerte nur

einen Tag ; denn ſchon am 10 . 9 legte Dr . Spahn das

Präſidium nieder , weil er mit dem Sozialdemokraten
EScheidemann ,

der die Erfüllung aller Verpflichtungen ſeines Amtes abgelehnt
hatte , nicht im Präſidium ſitzen wollte . Am 14 . Februar legte dann

Dr . Paaſche ſein Amt als zweiter Vizepräſident auch nieder , obwohl

ſeine Partei erſt den Sozialdemokraten gewählt und

zur Hälfte ſogar für Bebel geſtimmt hatte. Nunmehr gaben bei

der Erſatzwahl , da der Sozialdemokrat Scheidemann im Präſidium
blieb , die Rechte und das Zentrum am 14 . Februar weiße Zettel
ab , ſo daß Dr . Kämpf (Volkspartei ) mit 195 zum Präſidenten und

Dove ( Volkspartei ) mit 194 Stimmen
Aun zweiten Vizepräſidenten

gewählt wurden . Der Reichstag hatte alſo ein Präſidium Kämpf —

Scheidemann —Dove auf vier Wochen . Da nur die beiden bürger —

lichen Präſidenten ihre Karten bei Hofe abgaben , ſo lehnte der

Kaiſer es ab, dieſe zu empfangen , da er ſich die Brüskierung durch
den Sozialdemokraten Scheidemann , der den Hohenzollern „ Treu —
bruch “ vorgeworfen hatte , nicht gefallen laſſen konnte . Die Ver⸗

legenheit der Nationalliberalen ſtieg mit jedem Tag . Am 8. März
fand die Wahl für die Dauer der Seſſion ſtatt . Dr . Kämpf erhielt
192 Stimmen , Dr . Spahn 187 und 4 Stimmen waren zerſplittert .
Bei der Wahl des erſten Vizepräſidenten fiel der Sozialdemokrat
Scheidemann mit 155 Stimmen durch , der malionallih Abg .
Dr . Paaſche erhielt 197 Stimmen und nahm an ; Zentrum ,

Rechte und Nationalliberale ſtimmten für ihn . Der r zweite Vize⸗
präſident Dove wurde dann mit 209 gegen 147 Stimmen , die

auf den Sozialdemokraten Scheidemann fielen , wiedergewählt .
Obwohl ſeine eigene Partei ihn nicht gewählt hatte , nahm er doch
die Wahl an . Der Kaiſer empfing dann das vollſtändige Präſi⸗
dium . Die ganze Vorgeſchichte der Präſidenten⸗
wahl wurde am 20 . Februar 8 in aller Breite im Reichstage
aufgerollt . Reichskanzler von Bethmann hatte am

16 . Februar 1912 den liberalen Parteien zugerufen
„ Von den einſt von Bennigſen und Richter geführten liberalen Fraktionen

haben ſich zahlreiche Abgeordnete bereit erl ärt , dem Herrn Abgeordneten
Bebel , dem Urheber des Wortes von der Todfeindſchaft gegen die bürgerliche

Geſellſchaft, das höchſte Amt zu übertragen , das der Deutſche Reichstag zu ver⸗
geben hat . ( Bravo ! bei den Sozialdemokraten . —Zurufe rechts . ) Und nach⸗
her , meine Herren , iſt zum Vizepräſidenten ein ſozialdemokratiſcher Abgeord⸗
neter gewählt worden , ( Zurufe von den Sozialdemokraten : Schrecklich ! ) der

Worte 9egen unſer Kaiſerhaus gebraucht hatte , die nicht vergeſſen werden
können . ( Zurufe von den Sozialdemokraten . ) Meine Herren , ſollte das die



Antwort ſein auf die ruhige und vertrauensvolle Sprache der Thronrede ,oder ſollte damit die Begriffsverwirrung der Mitläufer der Sozialdemokratiebei den Wahlen ſanktionjert werden ? “
( Sitzung vom 16. Februar 1912 . St . B. S. 66)

Abg . Dr . Paaſche ſuchte das Verhalten ſeiner Partei zu
entſchuldigen durch die Mitteilung :

„ Ich will daran erinnern , welches die Erklärung war , die die Herrenvon der Sozialdemokratie abgegeben haben . Sie haben , wie mir berichtet iſt ,ausdrücklich erklärt : alle ſtaatsrechtlichen Pflichten , die dem Präſidenten ob⸗
liegen , erfüllen wir , und wenn in Abweſenheit des Präſidenten die Not⸗
wendigkeit herantritt , daß der ſozialdemokratiſche Vizepräſident höfiſchePflichten zu erfüllen hat und das Kaiſerhoch auszubringen , ſo würde er ſich

dieſer Pflicht nicht entziehen . ( Hört ! hört ! rechts . — Widerſpruch bei den
Sozialdemokraten . —Zurufe rechts : Das beſtreiten die ja ! ) — Herr Bebel warin der Sitzung — und das kann , ſoviel ich weiß , auch von anderer Seite
beſtätigt werden . Ich meine , die Tatſache ſteht feſt : das iſt den Herren vom

tum noch nicht genug geweſen , und darum wollten ſie nicht in dasdium eintreten . “ (9. Sitzung vom 19. Februar 1912 . St . B. S. 131 )
Am darauffolgenden Tage kam der nationalliberale Abg.

Schiffer auf dieſe Vorgänge zurück ; dieſer präziſierte die Ver⸗
handlungen dahin :

„ Die Erklärungen des Abg . Bebel reichen nicht bis zu demjenigenMoment , auf den es hier ankommt , nämlich nicht bis zu denjenigen Er⸗
klärungen , die bei der letzten Beſprechung mit dem Zentrum , mit der Frei⸗
ſinnigen Volkspartei und mit uns von der So zialdemokratie und
ihm als dem Vertreter ſeiner Partei abgegeben worden ſind . Bei dieſer
Beſprechung haben die Aeußerungen des Herrn Abgeordneten Bebel keinen
anderen Sinn gehabt und konnten nicht anders aufgefaßt werden als dahin ,
daß der ſozialdemokratiſche Vizepräſident im Falle der Behinderung des
erſten Präſidenten bereit ſein würde , den Beſuch bei Hofe zu machen , und
bereit ſein würde , das Kaiſerhoch auszubringen . ( Hört ! hört ! rechts . ) Nicht
bloß ich habe dieſe Auffaſſung gehabt , ſondern der Herr Abgeordnete Bebel
möge die anderen Teilnehmer der Beſprechung befragen , und er wird die Ant⸗
wort erhalten , daß ſie genau denſelben Eindruck gehabt haben wie Ich

( St . B. S. 166. )
Abg . Bebel beſtritt dieſe Darſtellung ſehr entſchieden :
„ Ich kann nur ſagen , daß ich einfach ſtarr bin über dieſe Erklärung ,die ſoeben Herr Schiffer abgegeben hat . ( Bewegung . — Zurufe : Und Gröber ? )An der ganzen Darſtellung iſt aber auch faſt kein wahres Wort . ( Stürmiſche

Heiterkeit . — Große Bewegung . — Rufe Na ! nal ) — Faſt kein wahres Wort ,
bitte , meine Herren ! “ ( St . B. S. 166 )

Die Abgg . Gröber , Dr . Junck und Dr . Müller ( Meiningen)
beſtätigten aber die Richtigkeit der Darlegungen des Abg . Schiffer .
Der Sozialdemokrat Haaſe ſuchte die Nationalliberalen durch
folgende Enthüllungen bloßzuſtellen :

„ Herr Abgeordneter Schiffer hat an den grundlegenden Verhandlungen
gar nicht teilgenommen , ( Hört ! hörtl ) er weiß deswegen aus eigener Wahr⸗
nehmung nicht , was ſeine Parteifreunde bei dieſer Gelegenheit erklärt haben .
( Hört ! hört ! rechts und im Zentrum . ) Ich kann nur konſtatieren — und
ſeine eigenen Parteifreunde werden es ihm beſtätigen — daß die National⸗
liberalen ſofort bei Beginn der Verhandlungen aus
eigenem AntriebeunumwündendieErklärung abgegeben
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Hoben ; „ ‚Wir erkennen den Anſpruch der ſozialdemo⸗
kratiſchen Fraktion auf den Vizepräſidentenpoſten an ,
da ja die Sozialdemokratie die ſtaatsrechtlichen Ver⸗
pflichtungen übernimmt , die mit dieſem Amte verbunden
ſind ; mehr zu fordern , haben wir keinen Anlaß . “ ( Hört!
hört ! bei den Sozialdemokraten und rechts . ) Damit war die Grundlage für
alle Verhandlungen geſchaffen , und zwar eine durchaus ſichere und klare
Grundlage . Erſt als der Abgeordnete Schiffer auf der Bildfläche erſchien ,
wurde dieſe Grundlage von ihm wieder in Zweifel gezogen und eine Ver⸗
wirrung in den klaren Sachverhalt hineingetragen . Er brachte die an ſich
ſchon erledigte Frage noch einmal aufs Tapet . Er wird ſich er⸗
innern , daß ich ihm ſogleich erwidert habe , die Frage der ſogenannten höfiſchen
Verpflichtungen ſei längſt erledigt , ( Hört ! hört ! bei den Sozialdemokraten )
ſeine Freunde hätten in dieſer Beziehung ohne alle Umſchweife erklärt , daß
ſie der ſozialdemokratiſchen Partei ſolche Bedingungen nicht ſtellten . Er hat
darauf erwidert , das müßte ein Mißverſtändnis ſein . Er bekam von
mir die Antwort , davon könne keine Rede ſein , weil in einer jeden Zweifel
ausſchließenden Weiſe ſich ſeine Parteifreunde aus eigener Initiative , bevor
noch von uns eine Frage in dieſer Richtung geſtellt worden war , ſo geäußert
haben , wie ich es wiedergegeben habe . Ich kann hinzu ſetzen — die Situation
zwingt mich dazu —: aus dem Kreiſe der nationalliberalen
Fraktion heraus iſt mir noch weiter erklärt WoEdEenkönne doch niemand der ſozialdemokratiſchen Fraktion ,
die die ſtärkſtedes Hauſes geworden ſei und einen großen
Machtfaktor im öffentlichen Leben dianſtelle , zu muten
daß ein Angehöriger von ihr zu Hofe gehe ; ( Hört ! hört ! bei
den Sozialdemokraten und rechts ) man müſſe , ſo wie die Dinge ſich entwickelt
hätten , auch Rückſicht nehmen auf die Anſchauungen und Gefühle der ſozial —
demokratiſchen Wähler . “

( 10. Sitzung vom 20. Februar 1912 . St . B. S. 168 )
Ueber die Stellung des Zentrums in dieſer Frage

hat der Abg . Gröber in derſelben Sitzung erklärt :
„ Wir haben zunächſt die Herren Sozialdemokraten davon in Kennt⸗

nis geſetzt , daß wir nach den Mitteilungen , die wir von Herrn Freiherrnv. Hertling erhalten hatten , nicht in der Lage ſeien , für einen Präſidentenoder Vizepräſidenten aus den ſozialdemokratiſchen Reihen ſtimmen zu können .
Die Herren waren darüber etwas erregt , und es fiel von Herrn Haaſe die
Bemerkung , die er auch hier mitgeteilt hat , das ſei eigentlich eine ſtarke Zu⸗
mutung für eine Partei , wenn man ſolche Bedingungen ſtelle . Ich habe darauf
erklärt , daß wir dieſelbe Bedingung bei jeder anderen Partei ebenſo ſtellen
müßten wie bei der Sozialdemokratie , wenn wir auch bei den bürgerlichenParteien bis jetzt keine Veranlaſſung zu der Vermutung gehabt hätten , daß
ſie nicht alle die Pflichten , die mit einem ſolchen Amte ver⸗
bunden ſind , zu erfüllen bereit wären . Im Zuſammenhang damit wurde
noch einmal — und da täuſcht ſich wohl der Herr Kollege Bebel in ſeiner Er⸗
innerung ; die Auseinanderſetzung iſt nicht ſo ganz kurz verlaufen , wie er das
mitgeteilt hat es wurde von uns noch einmal geſagt , daß wir die gleichen
Bedingungen jeder andern Partei auch ſtellen müßten , wie wir es gegenüberden Herren von der Sozialdemokratie getan haben , und dann kam man aus⸗
drücklich zur Feſtſtellung , wie weit die Herren von der Sozialdemokratie zugehen bereit wären . Es iſt zunächſt geſagt worden : Erfüllung der ſtaats⸗
rechtlichen Verpflichtungen . Wir ſagten darauf : das kann uns
abſolut nicht genügen ; wir verlangen von jedem Präſidenten und zwar ohne
Unterſchied zwiſchen dem erſten Präſidenten und den Vizepräſidenten , daß
ſämtliche Verpflichtungen , mögen ſie geſchrieben oder ungeſchrieben ſein , erfüllt
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werden . Daraufhin kam nun die Erklärung von Herrn Bebel , und nachmeiner Erinnerung deckt ſich dieſe Erklärung im weſentlichen mit dem , wasHerr Schiffer über dieſen Punkt mitgeteilt hat . ( Hoört! hört ! bei denNationalliberalen . — Zurufe bei den Sozialdemokraten . ) — Ja , ich bin dochverpflichtet , das zu ſagen , an was ich mich erinnere . — Darauf kam alſo dieBebelſche Erklärung : wir Sozialdemokraten würden bereit ſein , wenn der erſtePräſident verhindert ſein ſollte , in ſeine Funktionen einzutreten , und wennder erſte Präſident verhindert wäre , Beſuch bei Hof zu machen , dann auchzu Hof zu gehen , ( hört ! hört ! links , Widerſpruch bei den Sozialdemokraten ,Heiterkeit rechts ) und ebenſo , wenn der erſte Präſident verhindert ſein ſollte ,das Kaiſerhoch ſelbſt auszubringen , dann in Vertretung des erſten Präſidentenauch dieſe Funktionen zu erfüllen . ( Hört ! hört ! bei den Nationalliberalen . )Dagegen haben die Herren von der Sozialdemokratie ausdrücklich erklärt .wir könnten uns aber nie damit einverſtanden erklären , daß wir ohne eineſolche Zwangslage nun mit den beiden anderen Präſidenten dem Hof Beſuchmachen ſollten , und ebenſo kann man von unſerer Partei nicht verlangen , daßſie beim Kaiſerhoch mitmacht . So iſt meine Erinnerung , meine Hexren !Was die übrigen Mitteilungen betrifft , ſo iſt richtg , was Herr Bebel an⸗gegeben hat . Wir haben dann erklärt , nachdem dieſe Aeußerung gefallen war :auch dieſe weitergehende Erklärung der Herren von der Sozialdemokratie kannuns nicht genügen , wir verlangen von jedem Präſidenten und Vizepräſidentendie unbeſchränkte und unbedingte Erfüllung aller Verpflichtungen ſeinesAmtes ohne jede Unterſcheidung , ohne jede Beſchränkung und ohne Vorbehalt .Dann war die Sache nach der Richtung für uns erledigt . “
( 10. Sitzung vom 20. Februar 1912 . St . B. S. 169)

Es iſt nur zu leicht erklärlich , daß nach dieſen Auseinander⸗
ſetzungen und angeſichts der Schwierigkeiten in der eigenen Parteidie Nationalliberalen bei der zweiten Wahl keinen Sozialdemo⸗
kraten mehr ins Präſidium entſenden konnten .

6. Der Anſturm der 110 Sozialdemokraten . In der General -
debatte zum Etat kam zuerſt der Reviſioniſt Dr . Frank - Mann⸗
heim zum Wort ; er enttäuſchte ſeine eigenen Parteifreunde durchdie Kürze ſeiner Rede , an der nur bemerkenswert war , daß er für
die volle Gleichberechtigung ſeiner Partei eintrat , daß er für direkte
Reichsſteuern „vielleicht in Verbindung mit großen Reichs⸗
monopolen unter demokratiſcher Kontrolle “ eintrat . Reichskanzler
von Bethmann Hollweg ſetzte dem den Sammelruf für alle bürger⸗
lichen Parteien entgegen :

„Zu einer weiteren Demokratiſierung unſeres Wahlrechtes und zu einem
Angriff auf die Grundlagen der Reichsverfaſſung werde ich die Hand nichtbleten . “ (J. Sitzung vom 16. Februar 1912 . St . B. S. 66)

Der Radikale Ledebour holte dann nach , was Frank ver⸗
ſäumt hatte und meinte zur vorjährigen Marokkokriſis :

„ Ja , nach all den bekanntgewordenen Tatſachen iſt doch dieſe patriotiſche
Bewegung entweder vollkommen ſinnlos geweſen oder durch verbrecheriſche

Veranſtaltungen der deutſchen Regierung herbeigeführt worden . “
(8. Sitzung vom 17. Fbruar 1912 . St . B. S. 97

Der Reviſioniſt David begnügte ſich damit , die Einigkeit
unter Radikalen und Reviſioniſten zu betonen . Jedoch zeigte es
ſich immer deutlicher , daß die ſtarke ſozialdemokratiſche Fraktion



unter ſich uneins iſt und daß ein ſtiller und offener Kampf zwiſchen
beiden Richtungen beſteht , der manchmal in den Kommiſſions⸗
ſitzungen ſcharf zum Ausdruck kam (z. B. bei der Reviſion der

Geſchäftsordnung zwiſchen Dr . Frank und Ledebour ) . In der

Budgetkommiſſion des Reichstags haben eine Anzahl Sozialdemo⸗
kraten für die Bewilligung des Kredits zum Schutze der Deutſchen
in China geſtimmt ; im Plenum hatten die Radikalen das Ober⸗

waſſer und die geforderte Summe wurde abgelehnt . Bei den

Wehrvorlagen ſprachen dann nur jüdiſche Radikale ( Haaſe , Grad —

nauer , Wurm ) und der freireligiöſe Prediger Vogtherr ; jedoch
legten ſich die Sozialdemokraten in der Kommiſſion eine gewiſſe
Zurückhaltung auf . Wie aber die Arbeiten des Reichstages ſich
dem Schluſſe näherten , da hatten die Radikalen wieder vollſtändig
Oberwaſſer ; ſie konnten als ihre Redner Scheidemann , Dr .

Lenſch und Ledebour vorſenden ; die Reviſioniſten waren

zum Schweigen verurteilt . In dieſen drei radikalen Reden wurde
dann auch gar alles nachgeholt , was nach Anſicht der Umſturzpartei
bisher unterlaſſen worden war . Die ſchärfſten Töne wurden an⸗
geſchlagen , um ſchließlich Konflikte herbeizuführen , welche der

Reichstag noch nicht erlebt hat . Scheidemann hat am 17 . Mai 1912
die bekannte Straßburger Kaiſerrede ( ſiehe S . 27ff . ) dahin gedeutet :

„ daß von kompetenten Stellen aus die Einverleibung in Preußen an⸗
gedroht wird als die ſchwerſte Strafe , ( großes Gelächter bei den Sozialdemo⸗
kraten und im Zentrum ) , die ein Volk wegen ſeiner Widerſpenſtigkeit treffen
kann , als eine Strafe , die gewiſſermaßen gleich ' neben dem
Zuchthaus ſteht , ( ſehr wahr , ſehr gut ! bei den Sozialdemokraten ) , und
die ja auch inſofern mit der Zuchthausſtrafe im Einklang ſteht , als durch
die Verhängung dieſer Strafe , d. h. durch die Einverleibung in Preußen ,
der Verluſt bürgerlicher Ehrenrechte für die meiſten
Elſaß⸗Lothringer eintreten würde . ( Sehr richtig ! bei den
Sozialdemokraten . — Pfuirufe und ſtürmiſcher Widerſpruch rechts . — Wieder⸗
holter Beifall bei den Sozialdemokraten . ) — Herr Graf Weſtarp , Sie dürfen
froh ſein , daß Sie nicht im Preußiſchen Landtag ſitzen und kein Sozial⸗
demokrat ſind , ſonſt würden Sie wegen Ihrer Zwiſchenrufe hinausgeſchmiſſen
werden . ( Zurufe rechts . ) Wir meinen aber doch, daß man mit ſolchen
Drohungen , wie mit der Verſetzungſozuſagenin die zweite Klaſſe
des Soldatenſtandes ( beiterkeit bei den Sozialdemokraten ) oder Ver⸗
ſetzung in die unterſte Klaſſe der deutſchen Reichsangehörig⸗
keit , nämlich in die preußiſche Klaſſe ( Rufe rechts : Pfuil Unerhört !— Große Unruhe ) , doch etwas vorſichtiger ſein ſollte . ( Große Unruhe und
Pfuirufe rechts . — Glocke des Präſidenten . )

Präſident : Herr Abgeordneter Scheidemann , ich bitte Sie , ſich zu
mäßigen mit Ausdrücken , die dahin führen würden , daß ich Sie zur Ordnung
rufen müßte . ( Zuruf rechts : Allerhöchſte Zeit . — Große Unruhe bei den
Sozialdemokraten . )

Scheidemann , Abgeordneter : Meine Herren , es handelt ſich hier — —
ja , wenn die Herren ſich nicht beruhigen können , kann ich ja noch ein bißchen
warten . ( Zuruf rechts : Sie beſchimpfen Preußen — Der Rei ch s⸗
kanzler und andere Bundesratsbevollmächtigten ver⸗
laſſen den Saal . — Stürmiſches , anhaltendes Gelächter bei den Sozial⸗
demokraten . — Andauernde Unruhe . — Zuruf von den Sozialdemokraten :
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Endlich allein ! ) Meine Herren , nach dem Auszuge der hohen Herren der Re —
gierung werden Sie ſich vielleicht wieder beruhigen , ſo daß ich fortfahren kann .Wir müſſen den ſchärfſten Proteſt erheben — — ( Veitere Regierungsvertreterund mehrere konſervative Abgeordnete verlaſſen ihe Plätze . — Zuruf von den
Sozialdemokratn : Bravo ! Auszug ! — Andauernde Unruhe . — Glocke des

Präſidenten . )“ ( 64. Sitzung vom 17. Mai 1912 . St . B. S. 2055)
Dann bezeichnete er Preußen als „ das deutſche Sibirien “

( S. 2057 ) . Von dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe ſagte er :
„ Man fragt ſich: auf Grund welches Geſetzes ſind dieſe Leute überhauptin jenem Hauſe ? Dieſe Leute ſind überhaupt nicht auf Grund eines Geſetzesin jenem Hauſe , ſondern auf Grund einer Verordnung , die vor 63 Jahrenunter Bruch eines Königswortes erlaſſen worden iſt . ( Stürmiſcher

Widerſpruch und Zurufe rechts . — Lebhaftes Sehr richtig ! bei den Sozial⸗demokraten . — Wiederholte ſtürmiſche Zurufe rechts . — Große Unruhe . —
Glocke des Präſidenten . )

Dr Präſident : Herr Abgeordneter , wegen dieſes Ausdruckes rufe ich Sie zur
Ordnung . ( Große andauernde Unruhe . ) “

( 64. Sitzung vom 17. Mai 1912 . St . B. S. 2058)
Der Proteſt des Reichskanzlers richtete ſich nicht allein gegen

dieſe maßloſen Beſchimpfungen Preußens durch den früheren erſten
Vizepräſidenten Scheidemann , ſondern auch gegen das indolente
Verhalten des Präſidenten Dr . Käm p f, der dieſe Worte unbean⸗
ſtandet ließ . Der Reichskanzler ließ dem Präſidenten ſagen , daß
er nicht in der Lage ſei , eher an den Verhandlungen teilzunehmen ,
als bis dieſe Ausfälle gerügt ſeien . Präſident Kämpf erteilte dann
am Schluſſe der Rede dem Abg . Scheidemann einen bedingten
Ordnungsruf ; dieſer genügte dem Reichskanzler nicht . Nachdem
zwei weitere Redner geſprochen hatten , erhielt Scheidemann „ wegen
der Preußen auf das ſchwerſte verletzenden Ausſprüche “ einen nach⸗
träglichen unbedingten Ordnungsruf . Daraufhin erſchien der
Reichskanzler mit allen Vertretern des Bundesrats wieder im
Sitzungsſaal . Die Ausfälle Scheidemanns hatten ſeine Poſition
erheblich verbeſſert . Der radikale Sozialdemokrat Dr . Lenſch
erklärte , daß Scheidemann nicht das preußiſche Volk gemeint habe ,

„ ſondern dann meint er das Preußen der Bevormundung und Nieder⸗
knüttelung des freien Geiſtes ( ſehr richtigl ) , jenes Preußen , das bisher bei
allen Deutſchen , gerade bei den edelſten und beſten Geiſtern aller Jahrzehnte ,
die ſchärfſte Oppoſition gefunden hat , jenes Preußen , für das genügend ſcharfe
Worte zu finden die deutſche Sprache kaum ausreicht . “

( 64. Sitzung vom 17. Mai 1912 . St . B. S. 2079 )
Der Sozialdemokrat Ledebour hat dann in der dritten

Leſung am 22 . Mai 1912 nochmals die ſchwerſten Beleidigungen
gegen den deutſchen Kaiſer ausgeſprochen , freilich eingekleidet im
Vergleiche mit England . So haben die Radikalen am Schluſſe
der Sitzungsperiode gezeigt , daß ſie in der Fraktion das Heft in
der Hand haben . Dabei trat aber auch die große Abhängigkeit des
Präſidenten Kämpf von der Sozialdemokratie zutage , eine Abhän⸗
gigkeit , die in den ſtürmiſchen Debatten zur Hilfsloſigkeit ge⸗
diehen iſt .
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